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Mitglieder-Info Nr. 36/2011 

 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung eines aktiven S chutzes von Kindern und Jugendli-
chen (Bundeskinderschutzgesetz – BKiSchG) 

Mitglieder-Info Nr. 19/2011  

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit der o. g. Info hatte ich Sie über den Referentenentwurf eines Bundeskinderschutzge-
setzes informiert und hier insbesondere auf die im Referentenentwurf beabsichtigte Er-
gänzung des SGB IX um ein § 20a hingewiesen. 

Der Vorstand der BAGüS hatte über diese beabsichtigte Änderung beraten und hierzu 
eine Stellungnahme abgegeben, die Ihnen mit der o. g. Info ebenfalls übersandt wurde. 

Nunmehr ist der Geschäftsstelle der Gesetzentwurf der Bundesregierung (Bundesrats-
drucksache 202/11) bekannt geworden. Danach ist in Artikel 3 nunmehr nur noch eine 
Erweiterung des § 21 Abs. 1 SGB IX um eine Nr. 7 beabsichtigt, die folgenden Wortlaut 
hat: 

„... das Angebot, Beratung durch den Träger der öffentlichen Jugendhilfe bei gewichtigen 
Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung in Anspruch zu nehmen“. 

Die Einfügung eines § 20a ist damit nicht mehr vorgesehen.  

Nach der Gesetzesbegründung (s. S. 55 der Drucksache) wird mit dieser Regelung expli-
zit klargestellt, dass in den zwischen Leistungserbringern und Rehabilitationsträgern ab-
zuschließenden Verträgen der Sicherung des Kindeswohls Rechnung zu tragen ist.  
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BAGüS 
Bundesarbeitsgemeinschaft  
der überörtlichen Träger der Sozialhilfe 

Notwendiger Inhalt der Verträge ist damit die Einbindung des Jugendamtes zur fachlichen 
Beratung und zur Sicherstellung der Wahrnehmung des dem Jugendamt obliegenden 
Schutzauftrages nach § 8a SGB VIII. 

Ich denke, dass die jetzt vorgesehene Regelung ihre Zustimmung findet, da sie letztlich 
auf die Beratungsstrukturen und die Fachqualifikationen der öffentlichen Jugendhilfe zu-
rückgreift. In diesem Sinne hat sich ja auch die BAGüS in der o. g. Stellungnahme geäu-
ßert. 

Den Gesetzentwurf habe ich zur Kenntnisnahme beigefügt. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez.: 

Matthias Krömer 


